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Drudcsadie 1301 


Der Bundesminister der Finanzen 

VI B/6 - BL 1471 B - BaW 316/59 


Bonn, den 21 Oktober 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Vorgehen der Bundesvermögensverwaltung in Rastatt 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 1273 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage 
der Fraktion der FDP — Drucksache 1273 — wie folgt: 

Zu 1. . 

Die Zeitungsmeldungeh, nach denen die Bundesvermögensver- 
waltung den Oberbürgermeister der Stadt Rastatt aufgefordert 
haben soll, für ein von ihr widerrechtlich bebautes, einem 
privaten Eigentümer gehörendes Grundstück das Enteignungs- 
verfahren einzuleiten, geben den nachstehend angeführten 
Sachverhalt unrichtig wieder: 

a) Im Oktober 1953 war die damalige französische Besatzungs- 
macht an die Stadtverwaltung in Rastatt mit dem Antrag 
herangetreten, ihr in Rastatt ein Grundstück zu bezeichnen, 
das für die Errichtung einer Generalsvilla geeignet wäre. 
Der damalige Oberbürgermeister der Stadt Rastatt hat dar- 
aufhin ein am Leopoldsring in Rastatt belegenes, 1750 qm 
großes unbebautes Grundstück vorgeschlagen und hierbei 
gleichzeitig ausgeführt, daß die Grundstückseigentümerin, 
Fräulein Herta Seitei, zum Preise von 25000 DM verkaufs- 
bereit sei. 

b) Nach Zustimmung des Finanzministeriums Baden-Württem- 
berg — Interministerieller Ausschuß für Unterbringungs- 
und Liegenschaftsfragen der Streitkräfte — ist dieses 
Grundstück von der französischen Besatzungsmacht am 
20. Dezember 1953 in Anwendung der Bestimmungen des 
Besatzungsstatutes requiriert und sodann auch in ihrem 
Auftrag mit dien ihr zur Verfügung stehenden Mitteln des 
Besatzungskosten- und Auftragsausgabenhaushaltes mit 
einer Villa für einen französischen General bebaut worden. 

c) Das durch Neubau freigewordene, bis zum Oktober 1954 
von dem französischen General genutzte Privatwohnhaus ist 
später — 28. Januar 1956 — von der Stadt Rastatt er- 
worben worden und wird seit dem 15, März 1956 von dem 
derzeitigen Oberbürgermeister der Stadt Rastatt bewohnt. 
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d) Die von der zuständigen Oberfinanzdirektion Freiburg — Bun- 
desvermögens- und Bauabteilung — nach der Requisition 
eingeleiteten freiwilligen Ankaufsverhandlungen sind gn 
der gegenüber dem ersten Angebot wesentlich höheren 
Preisforderung der Eigentümerin gescheitert, Nach Inkraft- 
treten des Gesetzes über die Landbeschaffung für Aufgaben 
der Verteidigung (Landbeschaffungsgesetz) vom 23. Febru- 
ar 1957 (BGBL I S. 134) hat dann die Stadt Rastatt 
als zuständige Enteignungsbehörde gemäß der Verordnung 
der Landesregierung Baden-Württemberg über die Zu- 
ständigkeit von Behörden nach dem Landbeschaffungsgesetz 
vom 3. Juni 1957 (Ges.Bl. BW S. 70) nach anfänglicher 
Ablehnung auf eine im Dienstaufsichtswege erteilte Weisung 
des Regierungspräsidenten Südbaden fristgemäß die Ver- 
längerung der Besitzeinweisung nach § 42 LBG ausge- 
sprochen. Die Betroffene hat zunächst gegen die Verlän- 
gerung der Besitzeinweisung Rechtsmittel eingelegt, später 
aber die Klage wieder zurückgezogen. 

Zu 2. 

Aus Vorstehendem ergibt sich, daß es sich bei dem fraglichen 
Grundstück in Rastatt um eine Inanspruchnahme für Zwecke 
der Verteidigung — insbesondere zur Erfüllung der Ver- 
pflichtungen des Bundes aus zwischenstaatlichen Verträgen 
über die Stationierung und Rechtsstellung von Streitkräften 
auswärtiger Staaten im Bundesgebiet — handelt, die nach 
den Vorschriften des Landbeschaffungsgesetzes abzuwickeln 
ist. Alle von der zuständigen Oberfinanzdirektion — Bundes- 
vermögens- und Bauabteilung — zur Bereinigung der Rechts- 
verhältnisse an dem altrequirierten Grundstück eingeleiteten 
Maßnahmen entsprechen in vollem Umfang den gesetzlichen 
Bestimmungen und sind daher nidit zu beanstanden. 

Zu 3. 

Das Landbeschaffungsgesetz enthält die zum Schutz der 
Rechte der Staatsbürger erforderlichen Bestimmungen und 
Vorschriften. Weitere Maßnahmen sind daher nicht beab- 
sichtigt. 

Abschließend sei bemerkt, daß der derzeitige Oberbürger- 
meister der Stadt Rastatt, Dr. Kunze, in seinem Bericht 
vom 8. Oktober 1959 an das Regierungspräsidium Südbaden 
u. a. folgendes ausgeführt hat : 

„Der in den Pressemitteilungen gegebene Sachverhalt 
wegen der Inanspruchnahme von Gelände für die Woh- 
nung des französischen Standortkommandanten in Rastatt 
ist völlig unzutreffend dargestellt." 


In Vertretung 

Hettlage 
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